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Nutzungsrechte
Den Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs iSd § 26 Abs 1 Z 1 DSG idF des DS-AG 2018, dabei insb den Gemeinden und Städten Österreichs, dem Österreichischen Gemeindebund samt Landesverbänden und dem Österreichischen Städtebund samt dessen Landesgruppen, den Gemeindeverbänden, derer sich eine oder mehrere Gemeinde/n zur Besorgung ihrer Aufgaben bedient/bedienen sowie den Dienststellen der öffentlichen Verwaltung des Bundes und der Länder Österreichs, kommt am gegenständlichen Dokument ein umfassendes, zeitlich unbefristetes, Recht zur eigenen Nutzung und Bearbeitung zu. Bedienen sich die obzitierten Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs Auftragsverarbeiter iSd Art 4 Z 8 DSGVO zur Erfüllung einzelner Aufgaben, so kommt auch diesen Auftragsverarbeitern am gegenständlichen Dokument ein einfaches Nutzungsrecht zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben zu. Eine Weitergabe an Dritte ist untersagt.

Disclaimer / Haftungsausschluss
Das gegenständliche Dokument wurde nach bestem Wissen und bester Fachkenntnis erstellt – dafür wird auch gewährleistet. Eine darüberhinausgehende Gewährleistung sowie eine Haftung für Nachteile, die aus leicht fahrlässigem Handeln herrühren, sowie eine Haftung für mittelbare/indirekte Schäden, wird nicht abgegeben. Angaben die auf Rechtsansichten von Behörden oder allgemein anerkannten Institutionen (im EU-Raum) basieren, sind lege artis; gleiches gilt für mit guten Gründen vertretbare Rechtsansichten, die sich letztlich aber nicht mit künftigen Entscheidungen von Behörden oder Gerichten decken. 
[bookmark: _uovj8dqynh21][bookmark: _8i87v0ewgtbq]	
Begriffsbestimmung nach der DSGVO:

„Personenbezogene Daten“: Alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind, identifiziert werden kann.
„Verarbeitung“: Jeder mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführter Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung.
„Einwilligung“ der betroffenen Person ist  jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist.
„Ausdrückliche Einwilligung“ der betroffenen Person liegt vor, wenn diese unmissverständlich auf ganz konkrete Datenarten, in Bezug auf ganz konkrete Datenverarbeitungen, abgegeben wird und eine darüber hinausgehende Verarbeitung per se unzulässig ist. Eine ausdrückliche Zustimmung kann keinesfalls als bloßer Bestandteil von AGB und deren Zur-Kenntnisnahme durch den Betroffenen gegeben werden; es ist daher jedenfalls erforderlich, die Zustimmungserklärung vom übrigen Formulartext derart zu trennen, dass eine gesonderte Unterfertigung der Zustimmungserklärung und der sonstigen vom Formular vorgesehenen Angaben möglich ist.
„Verantwortlicher“: Die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben, so kann der Verantwortliche beziehungsweise können die bestimmten Kriterien seiner Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen werden.
„Empfänger“: Eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht. Behörden, die im Rahmen eines bestimmten Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten möglicherweise personenbezogene Daten erhalten, gelten jedoch nicht als Empfänger; die Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Behörden erfolgt im Einklang mit den geltenden Datenschutzvorschriften gemäß den Zwecken der Verarbeitung.
„Besondere Kategorien personenbezogener Daten“: Personenbezogene Daten, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie die Verarbeitung von genetischen Daten, biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Person.
„Gesundheitsdaten“ sind personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geistige Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheitszustand hervorgehen.
„Technische und organisatorische Maßnahmen“: Maßnahmen, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen Daten gewährleisten, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung („Integrität und Vertraulichkeit“).
„Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ ist eine Verletzung der Sicherheit, die, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden.



Sonstige Begriffe und deren Auslegung:

„Berechtigtes Interesse der Wassergenossenschaft“: Objektivierbare Interessen die nicht unmittelbar aus einer Einwilligung, einem Vertrag oder einer sonstigen rechtlichen Verpflichtung ableitbar sind, sondern sich aus anderen Überlegungen ergeben, sofern die Betroffenen keine überwiegenden Interessen dagegen haben, was vor allem bei besonderen Datenkategorien oder bei Kindern der Fall sein kann; zB: Daten die zur Abwehr/Geltendmachung von Ansprüchen dienen.

Clean desk policy: ......

„Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung“: Informationen oder personenbezogene Daten die natürliche Personen identifizieren oder identifizierbar machen und nicht ausdrücklich im Verarbeitungsverzeichnis bei den „Datenarten“ angegeben sind.
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Nachfolgend findet sich das Verarbeitungsverzeichnis, dass die grundlegenden Verarbeitungen von personenbezogenen Daten durch öffentliche Stellen abbildet.



	Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten

	gemäß Art 30 Abs 1 DSGVO


	
	


Angaben zum Verantwortlichen (Wassergenossenschaft)
Name:	
Straße, Nr.:	
PLZ, Ort:	
Telefon:	
E-Mail:	
Internetadresse:	



Angaben zum Datenschutzbeauftragten
Nachname, Vorname:	
Straße, Nr.:	
PLZ, Ort:	
Telefon:	
E-Mail:	



	Versionsnummer: 
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Zweck:
Formale Behandlung der vom Verantwortlichen zu besorgenden Geschäftsfälle (einschließlich der Aufbewahrung der bei dieser Tätigkeit angefallenen Dokumente). Verarbeitung und Übermittlung von Daten im Rahmen der Beziehung zwischen Verantwortlichen und Mitgliedern, einschließlich automationsunterstützt erstellter und archivierter Textdokumente (wie zB Korrespondenz).

Rechtsgrundlage:
☐Einwilligung des Betroffenen
☒Erfüllung eines Vertrages, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich
☒Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung
☐Lebenswichtige Interessen des Betroffenen
☒Verarbeitung ist erforderlich, für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im Öffentliches Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt (Erforderlichkeitsprüfung gemäß Art 6 Abs 3 DSGVO)
☒Berechtigtes Interesse der öffentlichen Stelle

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten (Art 9 DSGVO):
☐Ausdrückliche Einwilligung
☐Erforderlich zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Arbeitsrecht und Sozialrecht
☐Lebenswichtige Interessen und Unmöglichkeit zur Einholung der Einwilligung
☐Betroffene Person offensichtlich selbst öffentlich gemacht
☐Verteidigung von Rechtsansprüchen
☐Gesetzlich vorgesehene Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses
☐Gesetzlich vorgesehen aus Gründen der Gesundheitsvorsorge oder Arbeitsmedizin
☐Erforderlich aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich öffentlicher Gesundheit
☐Im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke

Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten (Art 10 DSGVO):
☐Gesetzlich vorgesehen

Löschfristen:
☒Gesetzliche Vorgaben
☒Vertragliche Vorgaben
☐Sonstige:

Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 DSGVO:
Risikobewertung und Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 Abs 7 DSGVO durchgeführt:
☒Nein, weil von vornherein ein voraussichtlich hohes Risiko für Rechte und Freiheiten natürlicher Personen ausgeschlossen werden kann.
☐Ja, weil ein voraussichtlich hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von vorherein nicht ausgeschlossen werden kann (siehe Anlage). Rat des Datenschutzbeauftragten wurde eingeholt.
☐Keine Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil kein hohes Risiko für die betroffene Person aus der Bewertung nach Art 35 Abs 7 DSGVO hervorgeht oder Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden.
☐Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil aus der Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko für die betroffene Person iSd Art 36 Abs 1 DSGVO zur Folge hat und keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden (können). 


	Betroffene Personen:
	Fortlfd. Nr.:
	Datenarten:
	Übermittlungs-empfänger:

	Mitglieder- und Eigentümerverwaltung
	
	Personenbezogene Daten:


	

	
	1
	Titel
	12, 15, 38, 125

	
	2
	Akademische Grade
	12, 15, 38, 125

	
	3
	Vorname
	12, 15, 38, 125

	
	4
	Nachname
	12, 15, 38, 125

	
	5
	Anschrift
	12, 15, 38, 125

	
	6
	Geburtsdatum
	12, 15, 38, 125

	
	7
	Telefon- und Faxnummer und andere zur Adressierung erforderliche Informationen, die sich durch moderne Kommunikationstechniken ergeben
	12, 15, 38, 125

	
	8
	Zustellbevollmächtigter und Zustellanschrift
	12, 15, 38, 125

	
	9
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	12, 15, 38, 125

	
	10
	Aktenbezogene Informationen
	12, 15, 38, 125

	
	
	
	

	Objektdaten
	
	Personenbezogene Daten:


	

	
	11
	Adresse
	12, 15, 38, 125

	
	12
	Hausname
	12, 15, 38, 125

	
	13
	Grundstücknummer, EZ, KG
	12, 15, 38, 125

	
	14
	Anschluss / Objektnummer
	12, 15, 38, 125

	
	15
	Zählernummer
	12, 15, 38, 125

	
	16
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	12, 15, 38, 125

	
	17
	Aktenbezogene Informationen
	12, 15, 38, 125




Kurze Beschreibung der technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen:
Zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit, Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Belastbarkeit werden folgende Datensicherheitsmaßnahmen durchgeführt:
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☒Zugangs- und Zugriffskontrolle:
Verwehrung des Zugangs bzw Zugriffs für Unbefugte zu Verarbeitungsanlagen und Verarbeitungssystemen, mit denen die Verarbeitung durchgeführt wird, zB durch physische oder elektronische Zugangs-/Zugriffsmaßnahmen und Passwortvergabe; Schlüsselsysteme dem Stand der Technik entsprechend und risikoangepasst; Einsatz von Virenschutzsoftware.
Anmerkungen:

☒Speicher- und Datenträgerkontrolle:
Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Entfernens von Datenträgern; Kontrolle des Aufbewahrens und Entsorgens von Datenträgern; Verschlüsselung von Datenträgern; Clean-Desk-Policy; Partikel- statt Streifenschredder bei schützenswerten Daten.
Anmerkungen:

☒Eingabe- und Übertragungskontrolle:
Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind und an welche Stellen personenbezogene Daten übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können; Sicherung von WLAN; Einsatz von VPN-Lösungen für extern zugreifende Mitarbeiter; sicheres Drucken; Nutzung von Stand der Technik entsprechenden Firewalls.
Anmerkungen:

☒Wiederherstellung: 
Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden können, durch Back-up-System.
Anmerkungen:

☒Organisatorische Maßnahmen:
Sicherung der Betroffenenrechte und Meldeprozess bei Datenschutzverletzung (siehe Leitfaden Betroffenenrechte).
Anmerkungen:

☐Sonstige:	


Ansprechpartner:	
Telefon:	
E-Mail:	

Datum der Anlegung:	
Datum der letzten Änderung:	


[bookmark: _Toc511808159]Haushaltsführung der Körperschaften öffentlichen Rechts

Zweck:
Ehemals: SA005.
Finanzbuchhaltung, Abwicklung des Zahlungsverkehrs, Erstellung von diversen Berichten und Abrechnungen sowie Voranschlägen, Budgetkontrolle, Vorschreibung und Abrechnung bzw. Einhebung von öffentlich-rechtlich geregelten Abgaben und Gebühren, Vorschreibungen zu Wasserbezizug, Wasserableitung, Bewässerung, Wasserdienstleistungen, Mitglieds- und Baukostenbeiträge, Wasserbezugs- und Dienstleistungsverrechnungen hins. Wasserspender gemäß Vertrag sowie Mitgliederbeitragsverwaltung entsprechend der Satzungen. 

Rechtsgrundlage:
☐Einwilligung des Betroffenen
☒Erfüllung eines Vertrages, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich
☒Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung
☐Lebenswichtige Interessen des Betroffenen
☒Verarbeitung ist erforderlich, für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im Öffentliches Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt (Erforderlichkeitsprüfung gemäß Art 6 Abs 3 DSGVO)
☒Berechtigtes Interesse der öffentlichen Stelle

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten (Art 9 DSGVO):
☐Ausdrückliche Einwilligung
☐Erforderlich zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Arbeitsrecht und Sozialrecht
☐Lebenswichtige Interessen und Unmöglichkeit zur Einholung der Einwilligung
☐Betroffene Person offensichtlich selbst öffentlich gemacht
☐Verteidigung von Rechtsansprüchen
☐Gesetzlich vorgesehene Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses
☐Gesetzlich vorgesehen aus Gründen der Gesundheitsvorsorge oder Arbeitsmedizin
☐Erforderlich aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich öffentlicher Gesundheit
☐Im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke

Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten (Art 10 DSGVO):
☐Gesetzlich vorgesehen

Löschfristen:
☒Gesetzliche Vorgaben
☐Vertragliche Vorgaben
☐Sonstige:

Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 DSGVO:
Risikobewertung und Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 Abs 7 DSGVO durchgeführt:
☒Nein, weil von vornherein ein voraussichtlich hohes Risiko für Rechte und Freiheiten natürlicher Personen ausgeschlossen werden kann.
☐Ja, weil ein voraussichtlich hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von vorherein nicht ausgeschlossen werden kann (siehe Anlage). Rat des Datenschutzbeauftragten wurde eingeholt.
☐Keine Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil kein hohes Risiko für die betroffene Person aus der Bewertung nach Art 35 Abs 7 DSGVO hervorgeht oder Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden.
☐Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil aus der Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko für die betroffene Person iSd Art 36 Abs 1 DSGVO zur Folge hat und keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden (können). 


	Betroffene Personen:
	Fortlfd. Nr.:
	Datenarten:
	Übermittlungs-empfänger:

	Sachbearbeiter:
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	1
	Titel
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	2
	Akademische Grade
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	3
	Vorname
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	4
	Nachname
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	5
	Telefonnummer
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	6
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	
	
	

	Debitoren und Kreditoren des Verantwortlichen sowie sonstige Zahlungsempfänger und Einzahler:
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	7
	Titel
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	8
	Akademische Grade
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	9
	Vorname
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	10
	Nachname
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	11
	Anschrift
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	12
	Telefonnummer
	

	
	13
	Faxnummer
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	14
	Bankverbindungen
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	15
	Firmenbuchnummer
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	16
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	1, 5, 31, 38, 45, 46

	
	
	
	

	Rechnungsempfänger:
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	17
	Titel
	1, 31, 38, 48, 125

	
	18
	Akademische Grade
	1, 31, 38, 48, 125

	
	19
	Vorname
	1, 31, 38, 48, 125

	
	20
	Nachname
	1, 31, 38, 48, 125 

	
	21
	Anschrift
	1, 31, 38, 48, 125 

	
	22
	Geburtsdatum
	1, 31, 38, 48, 125

	
	23
	Bankverbindung
	1, 31, 38, 48, 125

	
	24
	Aktenbezogene Informationen
	1, 31, 38, 48, 125

	
	25
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	1, 31, 38, 48

	
	
	
	

	Eigentümer/ Miteigentümer von Liegenschaften:
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	26
	Titel
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	27
	Akademische Grade
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	28
	Vorname
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	29
	Nachname 
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	30
	Anschrift
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	    31
	Geburtsdatum
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	    32
	Bankverbindungen
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	33
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	

	
	34
	Aktenbezogene Informationen
	31, 38, 48, 50 – 52

	
	
	
	

	Objektdaten
	
	Personenbezogene Daten:


	

	
	35
	Adresse
	12, 15, 38, 125

	
	36
	Hausname
	12, 15, 38, 125

	
	37
	Grundstücknummer, EZ, KG
	12, 15, 38, 125

	
	38
	Anschluss / Objektnummer
	12, 15, 38, 125

	
	39
	Zählernummer
	12, 15, 38, 125

	
	40
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	12, 15, 38, 125

	
	41
	Aktenbezogene Informationen
	12, 15, 38, 125




Kurze Beschreibung der technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen:
Zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit, Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Belastbarkeit werden folgende Datensicherheitsmaßnahmen durchgeführt:

☒Zugangs- und Zugriffskontrolle:
Verwehrung des Zugangs bzw Zugriffs für Unbefugte zu Verarbeitungsanlagen und Verarbeitungssystemen, mit denen die Verarbeitung durchgeführt wird, zB durch physische oder elektronische Zugangs-/Zugriffsmaßnahmen und Passwortvergabe; Schlüsselsysteme dem Stand der Technik entsprechend und risikoangepasst; Einsatz von Virenschutzsoftware.
Anmerkungen:

☒Speicher- und Datenträgerkontrolle:
Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Entfernens von Datenträgern; Kontrolle des Aufbewahrens und Entsorgens von Datenträgern; Verschlüsselung von Datenträgern; Clean-Desk-Policy; Partikel- statt Streifenschredder bei schützenswerten Daten.
Anmerkungen:

☒Eingabe- und Übertragungskontrolle:
Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind und an welche Stellen personenbezogene Daten übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können; Sicherung von WLAN; Einsatz von VPN-Lösungen für extern zugreifende Mitarbeiter; sicheres Drucken; Nutzung von Stand der Technik entsprechenden Firewalls.
Anmerkungen:

☒Wiederherstellung: 
Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden können, durch Back-up-System.
Anmerkungen:

☒Organisatorische Maßnahmen:
Sicherung der Betroffenenrechte und Meldeprozess bei Datenschutzverletzung (siehe Leitfaden Betroffenenrechte).
Anmerkungen:

☐Sonstige:	


Ansprechpartner:	
Telefon:	
E-Mail:	

Datum der Anlegung:	
Datum der letzten Änderung:	


[bookmark: _Toc511808160]Funktionärs- bzw. Mitarbeiterabrechnung

Zweck:
Verwendung und Evidenthaltung dienstrechtlicher, besoldungsrechtlicher und sonstiger mit dem Beschäftigungsverhältnis in unmittelbarem Zusammenhang stehende personenbezogene Daten von Funktionären und Mitgliedern.

Rechtsgrundlage:
☐Einwilligung des Betroffenen
☒Erfüllung eines Vertrages, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich
☒Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung
☐Lebenswichtige Interessen des Betroffenen
☐Verarbeitung ist erforderlich, für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im Öffentliches Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt (Erforderlichkeitsprüfung gemäß Art 6 Abs 3 DSGVO)
☒Berechtigtes Interesse öffentlichen Stelle

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten (Art 9 DSGVO):
☐Ausdrückliche Einwilligung
☐Erforderlich zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Arbeitsrecht und Sozialrecht
☐Lebenswichtige Interessen und Unmöglichkeit zur Einholung der Einwilligung
☐Betroffene Person offensichtlich selbst öffentlich gemacht
☐Verteidigung von Rechtsansprüchen
☐Gesetzlich vorgesehene Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses
☐Gesetzlich vorgesehen aus Gründen der Gesundheitsvorsorge oder Arbeitsmedizin
☐Erforderlich aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich öffentlicher Gesundheit
☐Im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke

Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten (Art 10 DSGVO):
☐Gesetzlich vorgesehen

Löschfristen:
☒Gesetzliche Vorgaben
☒Vertragliche Vorgaben
☐Sonstige:

Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 DSGVO:
Risikobewertung und Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 Abs 7 DSGVO durchgeführt:
☒Nein, weil von vornherein ein voraussichtlich hohes Risiko für Rechte und Freiheiten natürlicher Personen ausgeschlossen werden kann.
☐Ja, weil ein voraussichtlich hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von vorherein nicht ausgeschlossen werden kann (siehe Anlage). Rat des Datenschutzbeauftragten wurde eingeholt.
☐Keine Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil kein hohes Risiko für die betroffene Person aus der Bewertung nach Art 35 Abs 7 DSGVO hervorgeht oder Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden.
☐Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil aus der Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko für die betroffene Person iSd Art 36 Abs 1 DSGVO zur Folge hat und keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden (können). 


	Betroffene Personen:
	Fortlfd. Nr.:
	Datenarten:
	Übermittlungs-empfänger:

	Bezugs-/Entgeltempfänger; Volontäre und Zivildiener (jeweils ohne Entgeltbezug):
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	1
	Titel
	1, 4, 5, 11, 12, 15, 16, 21 – 23, 25, 27, 29, 38, 125

	
	2
	Akademische Grade
	1, 4, 5, 11, 12, 15, 16, 21 – 23, 25, 27, 29, 38, 125

	
	3
	Vorname
	1, 4, 5, 11, 12, 15, 16, 21 – 23, 25, 27, 29, 38, 125

	
	4
	Nachname
	1, 4, 5, 11, 12, 15, 16, 21 – 23, 25, 27, 29, 38, 125

	
	5
	Geburtsdatum
	1, 4, 5, 11, 12, 15, 16, 21 – 23, 25, 27, 29, 38, 125

	
	6
	Anschrift
	1, 4, 5, 11, 12, 15, 16, 21 – 23, 25, 27, 29, 38, 125

	
	7
	Telefonnummer
	

	
	8
	E-Mail
	

	
	9
	Sozialversicherungsnummer
	4

	
	10
	Bankverbindung
	

	
	11
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	




Kurze Beschreibung der technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen:
Zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit, Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Belastbarkeit werden folgende Datensicherheitsmaßnahmen durchgeführt:

☒Zugangs- und Zugriffskontrolle:
Verwehrung des Zugangs bzw Zugriffs für Unbefugte zu Verarbeitungsanlagen und Verarbeitungssystemen, mit denen die Verarbeitung durchgeführt wird, zB durch physische oder elektronische Zugangs-/Zugriffsmaßnahmen und Passwortvergabe; Schlüsselsysteme dem Stand der Technik entsprechend und risikoangepasst; Einsatz von Virenschutzsoftware.
Anmerkungen:

☒Speicher- und Datenträgerkontrolle:
Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Entfernens von Datenträgern; Kontrolle des Aufbewahrens und Entsorgens von Datenträgern; Verschlüsselung von Datenträgern; Clean-Desk-Policy; Partikel- statt Streifenschredder bei schützenswerten Daten.
Anmerkungen:

☒Eingabe- und Übertragungskontrolle:
Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind und an welche Stellen personenbezogene Daten übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können; Sicherung von WLAN; Einsatz von VPN-Lösungen für extern zugreifende Mitarbeiter; sicheres Drucken; Nutzung von Stand der Technik entsprechenden Firewalls.
Anmerkungen:

☒Wiederherstellung: 
Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden können, durch Back-up-System.
Anmerkungen:

☒Organisatorische Maßnahmen:
Sicherung der Betroffenenrechte und Meldeprozess bei Datenschutzverletzung (siehe Leitfaden Betroffenenrechte).
Anmerkungen:

☐Sonstige:	


Ansprechpartner:	
Telefon:	
E-Mail:	

Datum der Anlegung:	
Datum der letzten Änderung:	


[bookmark: _Toc511808161]Informationsportale für Bürger und Mitglieder

Zweck:
Anbieten diverser Serviceleistungen und Informationen für die Bürger und Mitglieder

Rechtsgrundlage:
☒Einwilligung des Betroffenen
☐Erfüllung eines Vertrages, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich
☐Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung
☐Lebenswichtige Interessen des Betroffenen
☒Verarbeitung ist erforderlich, für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im Öffentliches Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt (Erforderlichkeitsprüfung gemäß Art 6 Abs 3 DSGVO)
☒Berechtigtes Interesse der öffentlichen Stelle

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten (Art 9 DSGVO):
☐Ausdrückliche Einwilligung
☐Erforderlich zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Arbeitsrecht und Sozialrecht
☐Lebenswichtige Interessen und Unmöglichkeit zur Einholung der Einwilligung
☐Betroffene Person offensichtlich selbst öffentlich gemacht
☐Verteidigung von Rechtsansprüchen
☐Gesetzlich vorgesehene Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses
☐Gesetzlich vorgesehen aus Gründen der Gesundheitsvorsorge oder Arbeitsmedizin
☐Erforderlich aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich öffentlicher Gesundheit
☐Im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke

Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten (Art 10 DSGVO):
☐Gesetzlich vorgesehen

Löschfristen:
☐Gesetzliche Vorgaben
☐Vertragliche Vorgaben
☐Sonstige:

Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 DSGVO:
Risikobewertung und Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 Abs 7 DSGVO durchgeführt:
☒Nein, weil von vornherein ein voraussichtlich hohes Risiko für Rechte und Freiheiten natürlicher Personen ausgeschlossen werden kann.
☐Ja, weil ein voraussichtlich hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von vorherein nicht ausgeschlossen werden kann (siehe Anlage). Rat des Datenschutzbeauftragten wurde eingeholt.
☐Keine Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil kein hohes Risiko für die betroffene Person aus der Bewertung nach Art 35 Abs 7 DSGVO hervorgeht oder Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden.
☐Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil aus der Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko für die betroffene Person iSd Art 36 Abs 1 DSGVO zur Folge hat und keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden (können). 


	Betroffene Personen:
	Fortlfd. Nr.:
	Datenarten:
	Übermittlungs-empfänger:

	Bürger:
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	1
	Titel
	125

	
	2
	Akademische Grade
	125

	
	3
	Vorname
	125

	
	4
	Nachname
	125

	
	5
	Anschrift
	125

	
	6
	Telefon- und Faxnummer und andere zur Adressierung erforderliche Informationen, die sich durch moderne Kommunikationstechniken ergeben
	125




Kurze Beschreibung der technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen:
Zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit, Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Belastbarkeit werden folgende Datensicherheitsmaßnahmen durchgeführt:

☒Zugangs- und Zugriffskontrolle:
Verwehrung des Zugangs bzw Zugriffs für Unbefugte zu Verarbeitungsanlagen und Verarbeitungssystemen, mit denen die Verarbeitung durchgeführt wird, zB durch physische oder elektronische Zugangs-/Zugriffsmaßnahmen und Passwortvergabe; Schlüsselsysteme dem Stand der Technik entsprechend und risikoangepasst; Einsatz von Virenschutzsoftware.
Anmerkungen:

☒Speicher- und Datenträgerkontrolle:
Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Entfernens von Datenträgern; Kontrolle des Aufbewahrens und Entsorgens von Datenträgern; Verschlüsselung von Datenträgern; Clean-Desk-Policy; Partikel- statt Streifenschredder bei schützenswerten Daten.
Anmerkungen:

☒Eingabe- und Übertragungskontrolle:
Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind und an welche Stellen personenbezogene Daten übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können; Sicherung von WLAN; Einsatz von VPN-Lösungen für extern zugreifende Mitarbeiter; sicheres Drucken; Nutzung von Stand der Technik entsprechenden Firewalls.
Anmerkungen:

☒Wiederherstellung: 
Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden können, durch Back-up-System.
Anmerkungen:

☒Organisatorische Maßnahmen:
Sicherung der Betroffenenrechte und Meldeprozess bei Datenschutzverletzung (siehe Leitfaden Betroffenenrechte).
Anmerkungen:

☐Sonstige:	


Ansprechpartner:	
Telefon:	
E-Mail:	

Datum der Anlegung:	
Datum der letzten Änderung:	


[bookmark: _Toc511808162]Verwaltung von Benutzerkennzeichen, insb Passwörter
Zweck:
Ehemals: SA007
Systemzugriffskontrolle und Verwaltung von Benutzerkennzeichen für die Datenanwendungen der öffentlichen Stelle (insb. LogBuch), sowie Verwaltung der Zuteilung von Hard- und Software an die Systembenutzer, einschließlich automationsunterstützt erstellter und archivierter Textdokumente (wie zB Korrespondenz) in diesen Angelegenheiten.

Rechtsgrundlage:
☐Einwilligung des Betroffenen
☐Erfüllung eines Vertrages, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich
☐Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung
☐Lebenswichtige Interessen des Betroffenen
☒Verarbeitung ist erforderlich, für die Wahrnehmung einer Aufgabe, die im Öffentliches Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt (Erforderlichkeitsprüfung gemäß Art 6 Abs 3 DSGVO)
☒Berechtigtes Interesse der öffentlichen Stelle

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten (Art 9 DSGVO):
☐Ausdrückliche Einwilligung
☐Erforderlich zur Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Arbeitsrecht und Sozialrecht
☐Lebenswichtige Interessen und Unmöglichkeit zur Einholung der Einwilligung
☐Betroffene Person offensichtlich selbst öffentlich gemacht
☐Verteidigung von Rechtsansprüchen
☐Gesetzlich vorgesehene Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses
☐Gesetzlich vorgesehen aus Gründen der Gesundheitsvorsorge oder Arbeitsmedizin
☐Erforderlich aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich öffentlicher Gesundheit
☐Im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder statistische Zwecke

Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten (Art 10 DSGVO):
☐Gesetzlich vorgesehen

Löschfristen:
☒Gesetzliche Vorgaben
☐Vertragliche Vorgaben
☐Sonstige:

Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 DSGVO:
Risikobewertung und Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art 35 Abs 7 DSGVO durchgeführt:
☒Nein, weil von vornherein ein voraussichtlich hohes Risiko für Rechte und Freiheiten natürlicher Personen ausgeschlossen werden kann.
☐Ja, weil ein voraussichtlich hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen von vorherein nicht ausgeschlossen werden kann (siehe Anlage). Rat des Datenschutzbeauftragten wurde eingeholt.
☐Keine Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil kein hohes Risiko für die betroffene Person aus der Bewertung nach Art 35 Abs 7 DSGVO hervorgeht oder Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden.
☐Konsultation der Datenschutzbehörde nach Art 36 DSGVO, weil aus der Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko für die betroffene Person iSd Art 36 Abs 1 DSGVO zur Folge hat und keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos getroffen werden (können). 


	Betroffene Personen:
	Fortlfd. Nr.:
	Datenarten:
	Übermittlungs-empfänger:

	Systembenutzer:
	
	Personenbezogene Daten:
	

	
	1
	Titel
	27

	
	2
	Akademische Grade
	27

	
	3
	Vorname
	27

	
	4
	Nachname
	27

	
	5
	Telefon- und Faxnummer und andere zur Adressierung erforderliche Informationen, die sich durch moderne Kommunikationstechniken ergeben.
	27

	
	6
	Sonstige Informationen zur Personenidentifizierung
	27




Kurze Beschreibung der technischen und organisatorischen Sicherheitsmaßnahmen:
Zur Gewährleistung der Zuverlässigkeit, Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Belastbarkeit werden folgende Datensicherheitsmaßnahmen durchgeführt:

☒Zugangs- und Zugriffskontrolle:
Verwehrung des Zugangs bzw Zugriffs für Unbefugte zu Verarbeitungsanlagen und Verarbeitungssystemen, mit denen die Verarbeitung durchgeführt wird, zB durch physische oder elektronische Zugangs-/Zugriffsmaßnahmen und Passwortvergabe; Schlüsselsysteme dem Stand der Technik entsprechend und risikoangepasst; Einsatz von Virenschutzsoftware.
Anmerkungen:

☒Speicher- und Datenträgerkontrolle:
Verhinderung des unbefugten Lesens, Kopierens, Veränderns oder Entfernens von Datenträgern; Kontrolle des Aufbewahrens und Entsorgens von Datenträgern; Verschlüsselung von Datenträgern; Clean-Desk-Policy; Partikel- statt Streifenschredder bei schützenswerten Daten.
Anmerkungen:


☒Eingabe- und Übertragungskontrolle:
Gewährleistung, dass überprüft und festgestellt werden kann, welche personenbezogenen Daten zu welcher Zeit und von wem in automatisierte Verarbeitungssysteme eingegeben worden sind und an welche Stellen personenbezogene Daten übermittelt oder zur Verfügung gestellt wurden oder werden können; Sicherung von WLAN; Einsatz von VPN-Lösungen für extern zugreifende Mitarbeiter; sicheres Drucken; Nutzung von Stand der Technik entsprechenden Firewalls.
Anmerkungen:

☒Wiederherstellung: 
Gewährleistung, dass eingesetzte Systeme im Störungsfall wiederhergestellt werden können, durch Back-up-System.
Anmerkungen:

☒Organisatorische Maßnahmen:
Sicherung der Betroffenenrechte und Meldeprozess bei Datenschutzverletzung (siehe Leitfaden Betroffenenrechte).
Anmerkungen:

☐Sonstige:	


Ansprechpartner:	
Telefon:	
E-Mail:	

Datum der Anlegung:	
Datum der letzten Änderung:	


[bookmark: _Toc508608473][bookmark: _Toc508724658][bookmark: _Toc511808163][bookmark: _Hlk503863477]Anhang - Übermittlungsempfänger

Übermittlungsempfänger einschließlich Empfänger in Drittländern/internationale Organisationen, sowie bei den in Artikel 49 Abs 1 UAbs 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentierung geeigneter Garantien:

	Lfd. Nr.
	Empfänger
	Geeignete Garantien

	1
	Banken;
	

	2
	Dienststellen zum Zweck der Barauszahlung, Zuleitung der Bezugszettel an den Betroffenen sowie Vorgesetzte im Zusammenhang mit Entscheidungen über Leistungsprämien;
	

	3
	Gläubiger des Bezugsempfängers sowie sonstige an der allenfalls damit verbundenen Rechtsverfolgung Beteiligte, auch bei freiwilligen Bezugsabtretungen und Abzugsvereinbarungen;
	

	4
	Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeeinrichtungen;
	

	5
	Finanzämter;
	

	6
	Übergeordnete Dienstbehörde (falls vorhanden);
	

	7
	Dienstbehörden und Dienststellen bei Versetzungen, Dienstzuteilungen usw, Pensionsbehörde beim Eintritt in den Ruhestand;
	

	8
	Alle Beamten und Personalvertreter der Dienststelle im Umfang des Personalverzeichnisses;
	

	9
	Organe der Personalvertretung, soweit die Zustimmung des Betroffenen und/oder die sonstigen Voraussetzungen des Personalvertretungsrechts vorliegen, sowie Betriebsräte, soweit die Zustimmung des Betroffenen und/oder die sonstigen Voraussetzungen des Arbeitsverfassungsgesetzes, insbesondere §§ 89 und 98 ff, vorliegen;
	

	10
	Mitversicherte;
	

	11
	Pensionskassen;
	

	12
	Gemeinden;
	

	13
	Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen und Dienststellen des Arbeitsmarktservice gemäß § 16 Abs 2 und 3 BEinstG sowie die dort eingerichteten Behindertenausschüsse gemäß §§ 8 und 8a BEinstG;
	

	14
	Wahlausschüsse und Wahlvorstand gemäß § 14 der Betriebsrats-Wahlordnung 1974;
	

	15
	Öffentliche Stellen (insb. RHV);
	

	16
	Arbeitsinspektorat;
	

	17
	Dienstbehörden und Personalstellen zum Zweck der Anweisung von zB Nebentätigkeitsvergütungen, Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten mittels Fremd-ZVA durch die führende Dienstbehörde/Personalstelle;
	

	18
	Gesetzliche Interessenvertretungen im gesetzlich vorgesehenen Umfang (zB die Ärztekammer gemäß §§ 41 Abs 6 und 91 Abs 6 des Ärztegesetz 1998 (ÄrzteG 1998), BGBl I Nr 169, die Kammer für Arbeiter und Angestellte gemäß § 20 Abs 5 der Arbeiterkammer-Wahlordnung, BGBl II Nr 340/1998);
	

	19
	Organisationseinheiten, die in dienst- und/oder besoldungsrechtlichen Verfahren kraft gesetzlicher Anordnung mitzuwirken haben (zB Begutachtungskommission im Zusammenhang mit Aufnahmen und Bestellungen, Leistungsfeststellungskommission und Disziplinarbehörden);
	

	20
	Personen, denen gegenüber sich der Betroffene nicht namentlich zu legitimieren hat;
	

	21
	Personen, denen gegenüber sich der Betroffene namentlich zu legitimieren hat;
	

	22
	Rechnungshof zB gemäß Art 1 § 8 BezBegrBVG;
	

	23
	Veröffentlichung mit ausdrücklicher Zustimmung des Betroffenen;
	

	24
	Vom Dienstnehmer angegebene Gewerkschaft, mit Zustimmung des Betroffenen;
	

	25
	Betriebliche Vorsorgekasse gemäß § 11 Abs 2 Z 5 und § 13 BMSVG;
	

	26
	Auskunftswerber und Personen, die ein Anliegen im Wirkungsbereich des Auftraggebers vorbringen;
	

	27
	Stammzahlenregisterbehörde im Rahmen ihrer Befugnisse nach dem E‑Government-Gesetz;
	

	28
	Bundesanstalt „Statistik Österreich“;
	

	29
	Versicherungsunternehmen auf Grund der Zustimmung des Betroffenen im Rahmen der Zukunftssicherung gemäß § 3 Abs 1 Z 15 lit a EStG 1988;
	

	30
	Versicherungsanstalt gemäß § 58 B-KUVG;
	

	31
	Gerichte;
	

	32
	Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts;
	

	33
	Disziplinaranwalt und -anwältin;
	

	34
	Disziplinarbehörden;
	

	35
	Gesetzliche Vertreter und Sachwalter;
	

	36
	Veröffentlichung im Internet;
	

	37
	Auftraggeber des öffentlichen Bereichs, die Datenanwendungen im Portalverbund anbieten;
	

	38
	Alle Personen und Einrichtungen, die im Rahmen der Geschäftstätigkeit zu befassen sind;
	

	39
	Versicherungen;
	

	40
	Militärkommando;
	

	41
	Einsichtnehmer gemäß § 5 Abs 3 GSchG;
	

	42
	Bezirksverwaltungsbehörde;
	

	43
	Gerichtshöfe erster Instanz gemäß §§ 10 und 11 GSchG;
	

	44
	Strafregisteramt gemäß § 8 GSchG (nur für Städte mit eigenem Statut);
	

	45
	Adressaten gesetzlich vorgesehener Berichte;
	

	46
	Oberbehörden und Aufsichtsbehörden sowie sonstige Organe der Haushaltsführung (§ 5 BHG 2013);
	

	47
	Finanzprokuratur und andere Rechtsvertreter;
	

	48
	Vertreter (Rechtsvertreter, Zustellbevollmächtigte);
	

	49
	Gemeindeverbandsangehörige Gemeinde;
	

	50
	Aufsichts- und Berufungsbehörden;
	

	51
	Amt der Landesregierung;
	

	52
	Körperschaften des öffentlichen Rechts;
	

	53
	Österreichische Vertretungsbehörden im Ausland;
	

	54
	Neue Staatsbürgerschaftsevidenzstelle gemäß § 13 StbV;
	

	55
	Personen, deren Zustimmung zu einem Rechtsakt erforderlich ist;
	

	56
	Geburtenbuch des Eingetragenen;
	

	57
	Gemeinde oder Gemeindeverband am Hauptwohnsitz des Eingetragenen;
	

	58
	Bundesministerium für Inneres;
	

	59
	Ausländische Behörden, einschließlich ausländischer Vertretungsbehörden in Österreich, aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen;
	

	60
	Zuständige Verwaltungsbehörden;
	

	61
	Inkassounternehmen zur Schuldeneintreibung;
	

	62
	Vertrags- oder Geschäftspartner;
	

	63
	Fremdfinanzierer;
	

	64
	Kunden;
	

	65
	Organe der betrieblichen Interessensvertretung;
	

	66
	Lehrlingsstelle gemäß § 19 Berufsausbildungsgesetz und Berufsschulen;
	

	67
	Arbeitsmarktservice;
	

	68
	Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse;
	

	69
	Betriebsärzte;
	

	70
	Versicherungsanstalten im Rahmen einer bestehenden Gruppen- oder Einzelversicherung;
	

	71
	Betriebsratsfonds;
	

	72
	Verschiedene Publikationsmedien in Österreich;
	

	73
	Amtsblatt der EU (Oberschwellenbereich);
	

	74
	Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung (ZKO) im Bundesministerium;
	

	75
	Verwaltungsgerichte;
	

	76
	Abfragende Behörden nach gesetzlichem Auftrag;
	

	77
	Gerichte, Gerichtskommissäre, Körperschaften öffentlichen Rechts und Behörden auf deren Verlangen;
	

	78
	Jugendwohlfahrtsträger;
	

	79
	Landespolizeidirektionen;
	

	80
	Führerscheinbehörden;
	

	81
	Wählerevidenz;
	

	82
	Passbehörden;
	

	83
	Die mit dem Vollzug des Asylgesetzes 2005 und des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes betrauten Behörden;
	

	84
	Personen, die ein rechtliches Interesse an der Einsicht glaubhaft machen;
	

	85
	Personen, auf die sich die Eintragung bezieht oder deren Personenstand durch die Eintragung berührt wird;
	

	86
	Ausländische Personenstandsbehörden, einschließlich ausländischer Vertretungsbehörden in Österreich, gemäß internationaler Abkommen;
	

	87
	„Wöchentliches Verzeichnis“;
	

	88
	Gesetzlich anerkannte Kirchen, Religionsgesellschaften, eingetragene religiöse Bekenntnisgemeinschaften;
	

	89
	Behörde bei der Vollziehung des Gesetzes vom 25. Mai 1868, wodurch die interconfessionellen Verhältnisse der Staatsbürger in den darin angegebenen Beziehungen geregelt werden;
	

	90
	Bundesminister für Finanzen;
	

	91
	Staatsbürgerschaftsevidenzstellen;
	

	92
	Wahleltern und Wahlkinder;
	

	93
	Meldebehörden zum Zweck der Verwendung im Zentralen Melderegister;
	

	94
	Personenstandsbehörden;
	

	95
	Verlassenschaftsgerichte;
	

	96
	Örtlich zuständige Sicherheitsdirektion;
	

	97
	Bürger;
	

	98
	Mandatare;
	

	99
	Personen, die sich von der Vollständigkeit und Richtigkeit der Wählerevidenz überzeugen wollen;
	

	100
	Parteien, die in allgemeinen Vertretungskörpern vertreten sind und deshalb das Recht auf Übermittlung von Daten aus der Wählerevidenz haben;
	

	101
	Parteien, die das Recht auf Abschriften der Wählerverzeichnisse haben;
	

	102
	Personen, die innerhalb der Einsichtsfrist in die Wählerverzeichnisse Einsicht nehmen oder Vervielfältigungen herstellen;
	

	103
	Zustellbevollmächtigte Vertreter, die Wahlvorschläge einzubringen beabsichtigen, gemäß § 5 Abs 2 des Bundespräsidentenwahlgesetzes 1971;
	

	104
	Gemeinde, in die/aus der der Betroffene seinen Hauptwohnsitz verlegt, für Zwecke der Wählerevidenz (§§ 2 Abs 2 und 9 Abs 1 des Wählerevidenzgesetzes 1973);
	

	105
	Wahlbehörden bzw Einleitungs- und Eintragungsbehörden (bei Volksabstimmungen und Volksbegehren);
	

	106
	Bürgermeister zur Erstellung der Geschworenen- und Schöffenverzeichnisse (§ 5 Abs 1 Geschworenen- und Schöffengesetz 1990 – GSchG, BGBl Nr 256);
	

	107
	Öffentlichkeit durch Kundmachung in den Häusern (§ 26 NRWO; § 10 Abs 2 des Wählerevidenzgesetzes 1973 und landesgesetzliche Vorschriften);
	

	108
	Wahlbehörden zur Entscheidung über das Vorliegen eines Ausschlusses vom Wahlrecht;
	

	109
	Personen, die sich von der Richtigkeit der Unionsbürgerevidenz überzeugen wollen, wenn bundes- oder landesgesetzlich vorgesehen;
	

	110
	Wahlwerbende Parteien, wenn bundes- oder landesgesetzlich vorgesehen;
	

	111
	Öffentlichkeit in Form von Anschlägen zur Bekanntgabe einer Wahl und zur Information über den Stand der Unionsbürgerevidenz, wenn bundes- oder landesgesetzlich vorgesehen;
	

	112
	Personen, die innerhalb der Einsichtsfrist in die Wählerverzeichnisse Einsicht nehmen, wenn bundes- oder landesgesetzlich vorgesehen;
	

	113
	Registrierter Zustelldienst;
	

	114
	Schulbehörden;
	

	115
	Juristische Personen des öffentlichen Rechts(soweit gesetzlich vorgesehen);
	

	116
	Meldeauskunftswerber;
	

	117
	Personen, denen aus einem Exekutionstitel ein Recht erwächst;
	

	118
	Haus- und Wohnungseigentümer;
	

	119
	Organe der Gebietskörperschaften (auf Verlangen gemäß § 20 Abs 3 MeldeG);
	

	120
	Personen und Institutionen, die Meldedaten zur Erfüllung einer gesetzlich übertragenden Aufgabe benötigen;
	

	121
	Auftraggeber der Anwendung zur Verwendung in anderen Aufgabengebieten gemäß § 20 Abs 3 MeldeG;
	

	122
	Verwaltungsstrafbehörde zur Durchführung eines Verwaltungsstrafverfahrens;
	

	123
	Landeshauptmann;
	

	124
	Personen, welche die Meldepflicht trifft;
	

	125
	Dienstleister bzw. Auftragsverarbeiter;
	

	126
	Schularzt, Betriebsarzt bzw Arbeitsmediziner;
	





Für Genossenschaften einschlägige Übermittlungsempfänger:

	Lfd. Nr.
	Empfänger
	Geeignete Garantien

	1
	Banken;
	

	4
	Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeeinrichtungen;
	

	5
	Finanzämter;
	

	11
	Pensionskassen;
	

	12
	Gemeinden
	

	15
	Öffentliche Stellen (insb. RHV);
	

	16
	Arbeitsinspektorat;
	

	21
	Personen, denen gegenüber sich der Betroffene namentlich zu legitimieren hat;
	

	22
	Rechnungshof zB gemäß Art 1 § 8 BezBegrBVG;
	

	23
	Veröffentlichung mit ausdrücklicher Zustimmung des Betroffenen;
	

	25
	Betriebliche Vorsorgekasse gemäß § 11 Abs 2 Z 5 und § 13 BMSVG;
	

	27
	Stammzahlenregisterbehörde im Rahmen ihrer Befugnisse nach dem E‑Government-Gesetz;
	

	29
	Versicherungsunternehmen auf Grund der Zustimmung des Betroffenen im Rahmen der Zukunftssicherung gemäß § 3 Abs 1 Z 15 lit a EStG 1988;
	

	31
	Gerichte;
	

	38
	Alle Personen und Einrichtungen, die im Rahmen der Geschäftstätigkeit zu befassen sind;
	

	45
	Adressaten gesetzlich vorgesehener Berichte;
	

	46
	Oberbehörden und Aufsichtsbehörden sowie sonstige Organe der Haushaltsführung (§ 5 BHG 2013);
	

	48
	Vertreter (Rechtsvertreter, Zustellbevollmächtigte);
	

	50
	Aufsichts- und Berufungsbehörden;
	

	51
	Amt der Landesregierung;
	

	52
	Körperschaften des öffentlichen Rechts;
	

	125
	Dienstleister bzw. Auftragsverarbeiter;
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